BUNDESPATENTGERICHT

35 W (pat) 409/08 Verkiindet am
3. Februar 2009

(Aktenzeichen)

BESCHLUSS

In der Beschwerdesache

BPatG 154
08.05



betreffend das Gebrauchsmuster 201 03 092

hier: Loschungsantrag

hat der 35. Senat (Gebrauchsmuster-Beschwerdesenat) des Bundespatentge-
richts auf die miundliche Verhandlung vom 3. Februar 2009 durch den Vorsitzen-

den Richter Millner sowie die Richter Dipl.-Ing. Grof3 und Dr.-Ing. Scholz

beschlossen:

1. Die Beschwerde der Antragsgegnerin wird zuriickgewiesen.

2. Die Antragsgegnerin tragt die Kosten des Beschwerdever-

fahrens.

Grinde

Die Antragsgegnerin ist Inhaberin des am 21. Februar 2001 angemeldeten und am
3. Mai 2001 in die Rolle eingetragenen, ein ,System zur Rickgabe eines verlore-
nen Schlissels und Schliisselanhé&nger” betreffenden Gebrauchsmusters.

Die Antragstellerin hat mit dem Schriftsatz vom 16. Dezember 2005 beim Deut-

schen Patentamt die Loschung des Gebrauchsmusters 201 03 092 beantragt.

In der mindlichen Verhandlung vom 14. Juni 2007 vor der Gebrauchsmusterab-
teilung Il des Deutschen Patent- und Markenamts hat die Antragsgegnerin dem

Ldoschungsantrag widersprochen und beantragt gemall Hauptantrag, das



Gebrauchsmuster im Umfang der Schutzanspriche 1 bis 11 (eingereicht wurden
die Schutzanspriche 1 bis 4 und 8 bis 11), gemaR Hilfsantrag 1 im Umfang der
Schutzanspriiche 1 bis 10 und gemalR Hilfsantrag 2 im Umfang der Schutzanspri-
che 1 bis 9 aufrechtzuerhalten.

Der am 14. Juni 2007 vor der Gebrauchsmusterabteilung Il des Deutschen Patent-
und Markenamts eingereichte Schutzanspruch 1 nach Hauptantrag hat unter Ein-
fugung der Gliederungsbuchstaben a) bis d) folgenden Wortlaut:

,a) System zur Rickgabe eines verlorenen Schlissels bzw.
Schlusselbundes (2) mit einem Schltisselanhanger (1),

b) der mit einer Codierung (4) zur ldentifizierung des Eigentu-
mers des Schliusselanhangers (1) durch eine Schliisselzent-
rale (3) versehen ist,

c) wobei Daten zur Identifizierung einschliel3lich der Codie-
rung (4) von dem Eigentumer an die Schllsselzentrale (3)
Ubermittelbar sind,

dadurch gekennzeichnet, dass

d) die Daten zur Identifizierung per SMS in Form eines
fortlaufenden Datenblocks (5) oder Datensatzes Ubermittel-

bar sind.”

Der am 14. Juni 2007 vor der Gebrauchsmusterabteilung Il des Deutschen Patent-
und Markenamts eingereichte Schutzanspruch 1 nach Hilfsantrag 1 unterscheidet
sich von dem des Hauptantrags dadurch, dass an ihn, unter Streichung des

Punktes, das mit dem Gliederungsbuchstaben e) versehene Merkmal

,€) und die Daten zur ldentifizierung in einen elektronischen

Briefkasten (6) der Schlisselzentrale (3) eingebbar sind.”

angehangt ist.



Der am 14. Juni 2007 vor der Gebrauchsmusterabteilung Il des Deutschen Patent-
und Markenamts eingereichte Schutzanspruch 1 nach Hilfsantrag 2 unterscheidet
sich von dem des Hauptantrags dadurch, dass der kennzeichnende Telil gebildet
ist durch die mit den Gliederungsbuchstaben d), e) und f) versehenen Merkmale

,d) die Daten zur Identifizierung per SMS in Form eines
fortlaufenden Datenblocks (5) oder Datensatzes

e) in einen elektronischen Briefkasten (6) der Schlisselzent-
rale (3) Ubermittelbar

f)  und die Daten zur ldentifizierung in Form des fortlaufenden

Datenblocks (5) in eine Datenbank (7) tbertragbar sind.”

Wegen der auf den jeweiligen Schutzanspruch 1 gemald den Antragen vom
14. Juni 2007 ruckbezogenen Unteranspriichen bzw. den auf einen Schlisselan-
hanger gerichteten Schutzanspruch und die auf diesen rickbezogenen Unteran-

spruche wird auf die Akte verwiesen.

Mit Beschluss vom 14. Juni 2007 hat die Gebrauchsmusterabteilung Il des Deut-
schen Patent- und Markenamts aufgrund der mundlichen Verhandlung vom
14. Juni 2007 beschlossen:

l. Das Gebrauchsmuster 201 03 092 wird geldscht.
II. Die Antragsgegnerin hat die Kosten des Ldschungsverfah-

rens zu tragen.

Gegen diesen Beschluss richtet sich die Beschwerde der Antragsgegnerin. Sie
reicht am 20. Januar 2009, eingegangen am 21. Januar 2009 hilfsweise neue An-
spruche 1 bis 10 ein und teilt mit, dass sie die bisherigen Hilfsantrage 1 und 2

nicht mehr aufrechterhalt.



Der Hauptantrag entspricht weiterhin dem in der Verhandlung vom 14. Juni 2007
vor der Gebrauchsmusterabteilung Il eingereichten Hauptantrag und der mit Ein-
gabe vom 20. Januar 2009 eingereichte (neue) Hilfsantrag 1 umfasst einen
Schutzanspruch 1 der sich von dem des Hauptantrags dadurch unterscheidet,
dass an ihn - unter Weglassen des Punktes - das mit dem Gliederungsbuchsta-

ben g) versehene Merkmal

g und von der Schlisselzentrale (3) eine automatische
Ruckmeldung bzw. Bestéatigung nach der Registrierung der
Daten zur Identifizierung an den Besitzer des Schliisselan-

hangers (1) erfolgt.”

angehangt ist.

Wegen der auf den jeweiligen Schutzanspruch 1 gemal3 (neuem) Hilfsantrag 1
rickbezogenen Unteransprichen bzw. den auf einen Schlisselanhé&nger gerich-
teten Schutzanspruch und die auf diesen riickbezogenen Unteranspriiche wird auf

die Akte verwiesen.

Die Antragsgegnerin tragt bezlglich des Hauptantrags vor, dass eine Postkarte
gegenuber einer SMS mehrere Nachteile, wie unleserliche Handschrift, Fehler
beim Ablesen, Kosten durch Datenibernahme aufweisen wurde. Der Erfinder
habe sich hier ein Ubermittlungsverfahren ausgedacht, welches diese Nachteile
nicht enthalte. Dartberhinaus enthalte der per SMS ubermittelte fortlaufende Da-
tenblock die Daten zur ldentifizierung in Form einer Adresse und einer Codie-
rungsnummer. Wirden diese Daten von einer Postkarte auf eine SMS Ubertragen,
so wurde ein Fachmann - bei dem es sich um einen in der Werbebranche Tatigen
handele, der einen Computerfachmann zu Rate ziehen wirde - an eine Kommuni-
kation in Form eines Dialogs denken, nicht aber an per SMS in Form eines fort-
laufenden Datenblocks oder Datensatzes Ubertragene Daten.



Zum Schutzanspruch 1 nach Hilfsantrag 1 meint sie, dass es auch nicht nahege-
legen habe, eine automatische Rickmeldung nach der Registrierung zu erhalten.
Zu dem anspruchsgemalen ,System zur Ruckgabe eines verlorenen Schlissels*
gehdrt nach den Ausfiihrungen der Antragsgegnerin auch die Registrierung eines
Nutzers bei einer Schlisselzentrale, die beim Stand der Technik in nachteiliger

Weise Uber eine Postkarte erfolgt.

Weiterhin kiindigt sie an, auch einen Schutzanspruch 1 weiterverfolgen wollen, der
die Merkmale ,Ubertragung des Datzensatzes in einen elektronischen Briefkasten®
und ,automatische Ubertragung des Datensatzes in eine Datenbank® enthalten

wurde.

Die Antragsgegnerin beantragt,

das deutsche Gebrauchsmuster 201 03 092.6

1. im Umfang der Anspriiche 1 bis 11 gemald Hauptantrag vom
14.06.2007,

2.  hilfsweise im Umfang der Anspriiche 1 bis 10 gemafR Hilfsan-
trag 1 vom 19. Januar 2009 - mit der Klarstellung, dass der
Hilfsantrag 1 dem Schriftsatz vom 20. Januar 2009 beigefiigt

ist - aufrechtzuerhalten.

Die Antragstellerin beantragt,

die Beschwerde vom 14. Januar 2008 zuriickzuweisen.

Zur Begrundung ihrer Beschwerde verweist sie auf die im bisherigen Verfahren
befindliche Druckschrift:



Inserat im Deutschen Postleitzahlenbuch von 1993 betreffend ROLF-Si-
cherheitsanhanger der KEYMAIL INTERNATIONAL Schlissel-Fundzent-
rale, 7000 Stuttgart, Postfach 10 26 33, vor 1994 (4-stellige Postleitzahl)

Die Antragstellerin flhrt dazu aus, dass kein Unterschied bestehe zwischen der
Verwendung einer Postkarte oder einer SMS. Auch bei einer SMS werde ein fort-

laufender Datensatz Ubermittelt; dies sei systemimmanent.

Wegen weiterer Einzelheiten des Vortrags der Beteiligten wird auf deren Schrift-

sdtze verwiesen.

Die zulassige Beschwerde ist begrindet. Denn der Léschungsantrag ist sachlich
gerechtfertigt. Die Antragstellerin hat den geltend gemachten Anspruch auf L6-
schung, weil der Gegenstand des Gebrauchsmusters nicht schutzfahig ist (8 15
Abs. 1 Nr. 1 GebrMG).

Dem Gegenstand des jeweiligen Schutzanspruches nach Hauptantrag und Hilfs-
antrag 1 liegt jeweils die Aufgabe zugrunde, ein System zur Riickgabe eines verlo-
renen Schlissels bzw. Schlisselbundes derart auszubilden, dass das System
kostengunstiger wird und die Fehlerwahrscheinlichkeit reduziert wird (Streit-Gbm.
S. 7 le. Abs)

Als Durchschnittsfachmann ist ein in der Werbebranche Tatiger anzusehen, der

sich Rat von einem Computerfachmann holt.

1. Zum Hauptantrag

Aus dem Inserat im Deutschen Postleitzahlenbuch a. a. O. ist bekannt ein



a) System zur Rickgabe eines verlorenen Schlussels bzw.
Schlusselbundes (Abb. Mitte rechts) mit einem Schlussel-
anhanger (Abb. Mitte rechts),

b) der mit einer Codierung (5273628) zur Identifizierung des
Eigentimers des Schlisselanhangers (Abb. Mitte rechts)
durch eine Schlisselzentrale (Schlissel-Fundzentrale)
versehen ist,

C) wobei Daten zur Identifizierung einschlie3lich der Codie-
rung (5273628) von dem Eigentimer an die Schlussel-
zentrale (Schlussel-Fundzentrale) Gbermittelbar sind (Der
Eigentimer eines Schlissels oder Schliisselbundes mel-
det sich per Postkarte, die die Codierung 5273628 und
seine Adresse enthdalt, bei der Schlissel-Fundzentrale
zwecks Registrierung an; vgl. auch Streit-Gbm. S. 6 Z. 30
bis S. 7 Z. 2, sowie Bestellabschnitt links unten ,Register
und Garantiekarte®),

wobei,

dwiw) die Daten zur ldentifizierung per Postkarte tbermittelbar
sind (bekanntes Registrierverfahren; vgl. auch Streit-Gbm.
S.6Z.30bisS. 7 Z. 2).

Das System gemalR} Schutzanspruch 1 unterscheidet sich von dem gemald dem
Inserat im deutschen Postleitzahlenbuch somit lediglich dadurch, dass anstelle der
Postkarte eine SMS in Form eines fortlaufenden Datenblocks oder Datensatzes

versendet wird.

In dieser Malinahme erkennt der Senat aber nichts Schutzfahiges, weil die Ablo-
sung der Postkarte durch die SMS im Zuge der Zeit liegt. Mit einer SMS ist sowohl
das Senden von privaten oder beruflichen Nachrichten, als auch das Empfangen
von S-Bahn-Stérungen oder entgangenen Telefonanrufen ersichtlich schneller

maoglich als Uber den Postweg. Eine SMS stellt daher als - vom Nutzer gern ange-



nommenes - Medium zur Ubertragung von Information in zwei Richtungen ein

gleichwertiges Medium zum Ersatz des Postverkehrs dar.

Man wirde die Kenntnisse und Fahigkeiten gerade eines auf dem Werbegebiet
tatigen Fachmanns, der die aktuelle Entwicklung auf dem Gebiet der Informati-
onsubertragung im Auge hat und dem die Zunahme des elektronischen Verkehrs,
insbesondere auch des SMS-Verkehrs und die Abnahme des Postverkehrs be-
kannt ist, unterschatzen, wirde man ihm nicht zutrauen, zu erkennen, dass sich in
dem aus dem Inserat a.a.0. bekannten System die Datenubermittlung per Post-

karte durch eine Datentbermittlung per SMS ersetzen liel3e.

Da die Ubertragung einer SMS stets in Form eines fortlaufenden Datenblocks
stattfindet und eine SMS auch nur in Form eines fortlaufenden Datenblocks oder
Datensatzes in ein Handy eingegeben werden kann (ein in das Display eines
Handys eingegebener Text stellt per se bereits einen fortlaufenden Datenblock
oder Datensatz dar), ergibt sich diese Mal3nahme bereits dann, wenn eine SMS

als Medium zur Ubermittlung von Information vorgesehen wird.

Die Alternative eines Dialogverkehrs zur Abfrage der einzelnen Daten sieht der
Senat sowohl gegeniber der Ermittlung per Postkarte als auch per SMS als we-
sensfremde und sehr umstandliche Ubertragungsart an, die der Fachmann lber-

haupt nicht in Betracht ziehen wurde.

Es bedarf somit fir den Fachmann keiner Uberwindung eines erfinderischen
Schritts, um zum Gegenstand des Schutzanspruchs 1 nach Hauptantrag zu ge-
langen.

2. Zum Hilfsantrag 1

Die im Merkmal g) des Schutzanspruchs 1 nach Hilfsantrag 1 angegebene Mal3-

nahme, dass von der Schlisselzentrale eine automatische Rickmeldung bzw.
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Bestatigung nach der Registrierung der Daten zur Identifizierung an den Besitzer
des Schlusselanhangers erfolgt, entspricht nur dem Ublichen Geschaftsgebaren
einer Firma gegeniber einem sich bei ihr registrierenden Kunden, auch wenn das
im Fall der bekannten Schliisselzentrale - wie in der Gebrauchsmusterschrift (S. 7
Z. 23, 24) behauptet - aus Kostengrinden unterbleiben sein mag. Ein solcher ver-
waltungsmalfiger Automatismus muss auch bei einer Registrierung per SMS - bei
ublichem Geschaftsgebaren - selbstverstandlich vorgesehen sein.

Auch wenn der Schutzanspruch 1 nach Hilfsantrag gemal Merkmal g) nicht auf
eine Ruckmeldung bzw. Bestéatigung per SMS beschrankt ist (der Anspruchswort-
laut lieRe auch andere Ubertragungsmoglichkeiten fir die Rickmeldung bzw.
Bestatigung zu), liegt diese MalBhahme doch fur den Fachmann auf der Hand.
Denn, da eine SMS die Ubertragung von Information in zwei Richtungen ermdg-
licht, bietet sie sich fur den Fachmann - wenn er sich bereits entschlossen hat,
eine SMS zur Registrierung einzusetzen - auch fur die Gegenrichtung an, namlich

fur die Rickmeldung oder Bestatigung.

Damit bedarf es fur den Fachmann auch keines erfinderischen Schrittes, um zum

Gegenstand des Schutzanspruchs 1 nach Hilfsantrag 1 zu gelangen.

3. Zu angekindigten Antragen

In der muindlichen Verhandlung hat die Antragsgegnerin angekindigt, einen
Schutzanspruch 1 einreichen zu wollen, der die Merkmale ,Ubertragung des Dat-
zensatzes in einen elektronischen Briefkasten® und ,Ubertragung des Datensatzes
in eine Datenbank” enthalten wiirde. Dies wirde den Merkmalen der bekanntge-
machten Schutzanspriche 4 und 6 bzw. den Merkmalen e) und f) des in der Ver-
handlung vom 14. Juni 2007 vor der Gebrauchsmusterabteilung Il eingereichten

jeweiligen Schutzanspruchs 1 nach den Hilfsantrdgen 1 oder 2 entsprechen.

Auch in diesen MalBhahmen ware aber nichts Schutzfahiges enthalten. Denn,

wenn ein elektronisches Datenibermittiungsmedium, wie eine SMS vorgesehen
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wird, ist es eine kausale Folge davon, dass die jetzt elektronisch vorliegende In-
formation nicht in einen gegenstandlichen Briefkasten, wie er flr eine Postkarte im
Hause der Schlisselzentrale vorgesehen ist, sondern in einen hierfur geeigneten,
namlich elektronischen Briefkasten Ubermittelbar ist (Merkmal e)). Ebenso ergibt
sich als Folge elektronisch vorliegender Daten deren automatische Ubermittlung

an eine elektronische Datenbank (Merkmal f)).

Damit ware auch in einem Schutzanspruch 1 der gegeniber dem jeweiligen
Schutzanspruch 1 nach Hauptantrag oder Hilfsantrag 1 zusatzlich eines oder
beide der Merkmale e) bzw. f) aufweisen wirde, etwas Schutzfahiges nicht zu er-
kennen. Eine Verteidigung des Schutzrechts mit einem solchen Schutzanspruch 1
hatte daher ebenfalls nicht zum Erfolg gefuhrt.

4. Unteranspriche

Mit dem jeweiligen Schutzanspruch 1 nach Hauptantrag und Hilfsantrag 1 fallen
auch die auf ihn jeweils rickbezogenen Unteranspriiche. Da nicht teilweise ent-
schieden werden kann (BGH - Informationsibermittlungsverfahren Il, BIPMZ 2008,
S. 12) fallen mit dem jeweiligen Schutzanspruch 1 nach Hauptantrag und Hilfsan-
trag auch die auf einen Schlisselanhanger gerichteten Schutzanspriiche 8 bzw. 7.
Die jeweils auf diese Schutzanspriche rickbezogenen Unteranspriiche teilen de-

ren Schicksal.

5. Zur Frage Verfahren oder gedankliche Konzeption

Bei dieser Sachlage kann auch dahingestellt bleiben, ob das Streitgebrauchs-
muster ein Verfahren zur RiUckgabe eines verlorenen Schlissels oder als aus-
schlie3lich gedankliche Konzeption anzusehen ist, das bzw. die dem Gebrauchs-
musterschutz nicht zugéanglich ist, da der Gebrauchsmustergegenstand - wie aus-
gefuhrt - auf keinem erfinderischen Schritt beruht.
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6. Kostenentscheidung

Die Kostenentscheidung beruht auf 8§ 18 Abs.2 Satz2 GebrMG i.V.m. § 84

Abs. 2 Satz 1 und 2 PatG, 88 91, 97 Abs. 1 ZPO. Dass die Billigkeit eine andere

Kostenentscheidung erfordert, ist nicht ersichtlich.

Miullner Grofd Dr. Scholz

Pr
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Beschluss





In der Beschwerdesache





…



…








betreffend das Gebrauchsmuster 201 03 092


hier: Löschungsantrag





hat der 35. Senat (Gebrauchsmuster-Beschwerdesenat) des Bundespatent­ge­richts auf die mündliche Verhandlung vom 3. Februar 2009 durch den Vorsitzen­den Richter Müllner sowie die Richter Dipl.-Ing. Groß und Dr.-Ing. Scholz





beschlossen:





1.	Die Beschwerde der Antragsgegnerin wird zurückgewiesen.





2.	Die Antragsgegnerin trägt die Kosten des Beschwerdever­fah­rens.





Gründe





I.





Die Antragsgegnerin ist Inhaberin des am 21. Februar 2001 angemeldeten und am 3. Mai 2001 in die Rolle eingetragenen, ein „System zur Rückgabe eines verlore­nen Schlüssels und Schlüsselanhänger“ betreffenden Gebrauchsmusters.





Die Antragstellerin hat mit dem Schriftsatz vom 16. Dezember 2005 beim Deut­schen Patentamt die Löschung des Gebrauchsmusters 201 03 092 beantragt.





In der mündlichen Verhandlung vom 14. Juni 2007 vor der Gebrauchsmusterab­teilung II des Deutschen Patent- und Markenamts hat die Antragsgegnerin dem Löschungsantrag widersprochen und beantragt gemäß Hauptantrag, das Gebrauchsmuster im Umfang der Schutzansprüche 1 bis 11 (eingereicht wurden die Schutzansprüche 1 bis 4 und 8 bis 11), gemäß Hilfsantrag 1 im Umfang der Schutzansprüche 1 bis 10 und gemäß Hilfsantrag 2 im Umfang der Schutzansprü­che 1 bis 9 aufrechtzuerhalten.





Der am 14. Juni 2007 vor der Gebrauchsmusterabteilung II des Deutschen Patent- und Markenamts eingereichte Schutzanspruch 1 nach Hauptantrag hat unter Ein­fügung der Gliederungsbuchstaben a) bis d) folgenden Wortlaut:





„a)	System zur Rückgabe eines verlorenen Schlüssels bzw. Schlüsselbundes (2) mit einem Schlüsselanhänger (1),


b)	der mit einer Codierung (4) zur Identifizierung des Eigentü­mers des Schlüsselanhängers (1) durch eine Schlüsselzent­rale (3) versehen ist,


c)	wobei Daten zur Identifizierung einschließlich der Codie­rung (4) von dem Eigentümer an die Schlüsselzentrale (3) übermittelbar sind,


dadurch gekennzeichnet, dass


d)	die Daten zur Identifizierung per SMS in Form eines fortlaufen­den Datenblocks (5) oder Datensatzes übermittel­bar sind.“





Der am 14. Juni 2007 vor der Gebrauchsmusterabteilung II des Deutschen Patent- und Markenamts eingereichte Schutzanspruch 1 nach Hilfsantrag 1 unterscheidet sich von dem des Hauptantrags dadurch, dass an ihn, unter Streichung des Punktes, das mit dem Gliederungsbuchstaben e) versehene Merkmal





„e)	und die Daten zur Identifizierung in einen elektronischen Brief­kasten (6) der Schlüsselzentrale (3) eingebbar sind.“





angehängt ist.



Der am 14. Juni 2007 vor der Gebrauchsmusterabteilung II des Deutschen Patent- und Markenamts eingereichte Schutzanspruch 1 nach Hilfsantrag 2 unterscheidet sich von dem des Hauptantrags dadurch, dass der kennzeichnende Teil gebildet ist durch die mit den Gliederungsbuchstaben d), e) und f) versehenen Merkmale





„d)	die Daten zur Identifizierung per SMS in Form eines fortlaufen­den Datenblocks (5) oder Datensatzes


e)	in einen elektronischen Briefkasten (6) der Schlüsselzent­rale (3) übermittelbar


f)	und die Daten zur Identifizierung in Form des fortlaufenden Datenblocks (5) in eine Datenbank (7) übertragbar sind.“





Wegen der auf den jeweiligen Schutzanspruch 1 gemäß den Anträgen vom 14. Juni 2007 rückbezogenen Unteransprüchen bzw. den auf einen Schlüsselan­hänger gerichteten Schutzanspruch und die auf diesen rückbezogenen Unteran­sprüche wird auf die Akte verwiesen.





Mit Beschluss vom 14. Juni 2007 hat die Gebrauchsmusterabteilung II des Deut­schen Patent- und Markenamts aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 14. Juni 2007 beschlossen:





I.	Das Gebrauchsmuster 201 03 092 wird gelöscht.


II.	Die Antragsgegnerin hat die Kosten des Löschungsverfah­rens zu tragen.





Gegen diesen Beschluss richtet sich die Beschwerde der Antragsgegnerin. Sie reicht am 20. Januar 2009, eingegangen am 21. Januar 2009 hilfsweise neue An­sprüche 1 bis 10 ein und teilt mit, dass sie die bisherigen Hilfsanträge 1 und 2 nicht mehr aufrechterhält.



Der Hauptantrag entspricht weiterhin dem in der Verhandlung vom 14. Juni 2007 vor der Gebrauchsmusterabteilung II eingereichten Hauptantrag und der mit Ein­gabe vom 20. Januar 2009 eingereichte (neue) Hilfsantrag 1 umfasst einen Schutzanspruch 1 der sich von dem des Hauptantrags dadurch unterscheidet, dass an ihn - unter Weglassen des Punktes - das mit dem Gliederungsbuchsta­ben g) versehene Merkmal





g)	und von der Schlüsselzentrale (3) eine automatische Rückmel­dung bzw. Bestätigung nach der Registrierung der Daten zur Identifizierung an den Besitzer des Schlüsselan­hängers (1) erfolgt.“





angehängt ist.





Wegen der auf den jeweiligen Schutzanspruch 1 gemäß (neuem) Hilfsantrag 1 rückbezogenen Unteransprüchen bzw. den auf einen Schlüsselanhänger gerich­teten Schutzanspruch und die auf diesen rückbezogenen Unteransprüche wird auf die Akte verwiesen.





Die Antragsgegnerin trägt bezüglich des Hauptantrags vor, dass eine Postkarte gegenüber einer SMS mehrere Nachteile, wie unleserliche Handschrift, Fehler beim Ablesen, Kosten durch Datenübernahme aufweisen würde. Der Erfinder habe sich hier ein Übermittlungsverfahren ausgedacht, welches diese Nachteile nicht enthalte. Darüberhinaus enthalte der per SMS übermittelte fortlaufende Da­tenblock die Daten zur Identifizierung in Form einer Adresse und einer Codie­rungsnummer. Würden diese Daten von einer Postkarte auf eine SMS übertragen, so würde ein Fachmann - bei dem es sich um einen in der Werbebranche Tätigen handele, der einen Computerfachmann zu Rate ziehen würde - an eine Kommuni­kation in Form eines Dialogs denken, nicht aber an per SMS in Form eines fort­laufenden Datenblocks oder Datensatzes übertragene Daten.



Zum Schutzanspruch 1 nach Hilfsantrag 1 meint sie, dass es auch nicht nahege­legen habe, eine automatische Rückmeldung nach der Registrierung zu erhalten. Zu dem anspruchsgemäßen „System zur Rückgabe eines verlorenen Schlüssels“ gehört nach den Ausführungen der Antragsgegnerin auch die Registrierung eines Nutzers bei einer Schlüsselzentrale, die beim Stand der Technik in nachteiliger Weise über eine Postkarte erfolgt.





Weiterhin kündigt sie an, auch einen Schutzanspruch 1 weiterverfolgen wollen, der die Merkmale „Übertragung des Datzensatzes in einen elektronischen Briefkasten“ und „automatische Übertragung des Datensatzes in eine Datenbank“ enthalten würde.





Die Antragsgegnerin beantragt,





das deutsche Gebrauchsmuster 201 03 092.6


1.	im Umfang der Ansprüche 1 bis 11 gemäß Hauptantrag vom 14.06.2007,


2.	hilfsweise im Umfang der Ansprüche 1 bis 10 gemäß Hilfsan­trag 1 vom 19. Januar 2009 - mit der Klarstellung, dass der Hilfsantrag 1 dem Schriftsatz vom 20. Januar 2009 beigefügt ist - aufrechtzuerhalten.





Die Antragstellerin beantragt, 





die Beschwerde vom 14. Januar 2008 zurückzuweisen.





Zur Begründung ihrer Beschwerde verweist sie auf die im bisherigen Verfahren befindliche Druckschrift:



Inserat im Deutschen Postleitzahlenbuch von 1993 betreffend ROLF-Si­cherheitsanhänger der KEYMAIL INTERNATIONAL Schlüssel-Fundzent­rale, 7000 Stuttgart, Postfach 10 26 33, vor 1994 (4-stellige Postleitzahl)





Die Antragstellerin führt dazu aus, dass kein Unterschied bestehe zwischen der Verwendung einer Postkarte oder einer SMS. Auch bei einer SMS werde ein fort­laufender Datensatz übermittelt; dies sei systemimmanent.





Wegen weiterer Einzelheiten des Vortrags der Beteiligten wird auf deren Schrift­sätze verwiesen.





II.





Die zulässige Beschwerde ist begründet. Denn der Löschungsantrag ist sachlich gerechtfertigt. Die Antragstellerin hat den geltend gemachten Anspruch auf Lö­schung, weil der Gegenstand des Gebrauchsmusters nicht schutzfähig ist (§ 15 Abs. 1 Nr. 1 GebrMG).





Dem Gegenstand des jeweiligen Schutzanspruches nach Hauptantrag und Hilfs­antrag 1 liegt jeweils die Aufgabe zugrunde, ein System zur Rückgabe eines verlo­renen Schlüssels bzw. Schlüsselbundes derart auszubilden, dass das System kostengünstiger wird und die Fehlerwahrscheinlichkeit reduziert wird (Streit-Gbm. S. 7 le. Abs)





Als Durchschnittsfachmann ist ein in der Werbebranche Tätiger anzusehen, der sich Rat von einem Computerfachmann holt.





1. Zum Hauptantrag





Aus dem Inserat im Deutschen Postleitzahlenbuch a. a. O. ist bekannt ein



a)	System zur Rückgabe eines verlorenen Schlüssels bzw. Schlüs­selbundes (Abb. Mitte rechts) mit einem Schlüssel­an­hänger (Abb. Mitte rechts),


b)	der mit einer Codierung (5273628) zur Identifizierung des Eigentümers des Schlüsselanhängers (Abb. Mitte rechts) durch eine Schlüsselzentrale (Schlüssel-Fundzentrale) versehen ist,


c)	wobei Daten zur Identifizierung einschließlich der Codie­rung (5273628) von dem Eigentümer an die Schlüssel­zentrale (Schlüssel-Fundzentrale) übermittelbar sind (Der Eigentümer eines Schlüssels oder Schlüsselbundes mel­det sich per Postkarte, die die Codierung 5273628 und seine Adresse enthält, bei der Schlüssel-Fundzentrale zwecks Registrierung an; vgl. auch Streit-Gbm. S. 6 Z. 30 bis S. 7 Z. 2, sowie Bestellabschnitt links unten „Register und Garantiekarte“),


wobei,


dteilw)	die Daten zur Identifizierung per Postkarte übermittelbar sind (bekanntes Registrierverfahren; vgl. auch Streit-Gbm. S. 6 Z. 30 bis S. 7 Z. 2).





Das System gemäß Schutzanspruch 1 unterscheidet sich von dem gemäß dem Inserat im deutschen Postleitzahlenbuch somit lediglich dadurch, dass anstelle der Postkarte eine SMS in Form eines fortlaufenden Datenblocks oder Datensatzes versendet wird.





In dieser Maßnahme erkennt der Senat aber nichts Schutzfähiges, weil die Ablö­sung der Postkarte durch die SMS im Zuge der Zeit liegt. Mit einer SMS ist sowohl das Senden von privaten oder beruflichen Nachrichten, als auch das Empfangen von S‑Bahn-Störungen oder entgangenen Telefonanrufen ersichtlich schneller möglich als über den Postweg. Eine SMS stellt daher als - vom Nutzer gern ange­nommenes - Medium zur Übertragung von Information in zwei Richtungen ein gleichwertiges Medium zum Ersatz des Postverkehrs dar.





Man würde die Kenntnisse und Fähigkeiten gerade eines auf dem Werbegebiet tätigen Fachmanns, der die aktuelle Entwicklung auf dem Gebiet der Informati­onsübertragung im Auge hat und dem die Zunahme des elektronischen Verkehrs, insbesondere auch des SMS-Verkehrs und die Abnahme des Postverkehrs be­kannt ist, unterschätzen, würde man ihm nicht zutrauen, zu erkennen, dass sich in dem aus dem Inserat a.a.O. bekannten System die Datenübermittlung per Post­karte durch eine Datenübermittlung per SMS ersetzen ließe.





Da die Übertragung einer SMS stets in Form eines fortlaufenden Datenblocks stattfindet und eine SMS auch nur in Form eines fortlaufenden Datenblocks oder Datensatzes in ein Handy eingegeben werden kann (ein in das Display eines Handys eingegebener Text stellt per se bereits einen fortlaufenden Datenblock oder Datensatz dar), ergibt sich diese Maßnahme bereits dann, wenn eine SMS als Medium zur Übermittlung von Information vorgesehen wird.





Die Alternative eines Dialogverkehrs zur Abfrage der einzelnen Daten sieht der Senat sowohl gegenüber der Ermittlung per Postkarte als auch per SMS als we­sensfremde und sehr umständliche Übertragungsart an, die der Fachmann über­haupt nicht in Betracht ziehen würde.





Es bedarf somit für den Fachmann keiner Überwindung eines erfinderischen Schritts, um zum Gegenstand des Schutzanspruchs 1 nach Hauptantrag zu ge­langen.





2. Zum Hilfsantrag 1





Die im Merkmal g) des Schutzanspruchs 1 nach Hilfsantrag 1 angegebene Maß­nahme, dass von der Schlüsselzentrale eine automatische Rückmeldung bzw. Bestätigung nach der Registrierung der Daten zur Identifizierung an den Besitzer des Schlüsselanhängers erfolgt, entspricht nur dem üblichen Geschäftsgebaren einer Firma gegenüber einem sich bei ihr registrierenden Kunden, auch wenn das im Fall der bekannten Schlüsselzentrale - wie in der Gebrauchsmusterschrift (S. 7 Z. 23, 24) behauptet - aus Kostengründen unterbleiben sein mag. Ein solcher ver­waltungsmäßiger Automatismus muss auch bei einer Registrierung per SMS - bei üblichem Geschäftsgebaren - selbstverständlich vorgesehen sein.


Auch wenn der Schutzanspruch 1 nach Hilfsantrag gemäß Merkmal g) nicht auf eine Rückmeldung bzw. Bestätigung per SMS beschränkt ist (der Anspruchswort­laut ließe auch andere Übertragungsmöglichkeiten für die Rückmeldung bzw. Bestätigung zu), liegt diese Maßnahme doch für den Fachmann auf der Hand. Denn, da eine SMS die Übertragung von Information in zwei Richtungen ermög­licht, bietet sie sich für den Fachmann - wenn er sich bereits entschlossen hat, eine SMS zur Registrierung einzusetzen - auch für die Gegenrichtung an, nämlich für die Rückmeldung oder Bestätigung.





Damit bedarf es für den Fachmann auch keines erfinderischen Schrittes, um zum Gegenstand des Schutzanspruchs 1 nach Hilfsantrag 1 zu gelangen.





3. Zu angekündigten Anträgen





In der mündlichen Verhandlung hat die Antragsgegnerin angekündigt, einen Schutzanspruch 1 einreichen zu wollen, der die Merkmale „Übertragung des Dat­zensatzes in einen elektronischen Briefkasten“ und „Übertragung des Datensatzes in eine Datenbank“ enthalten würde. Dies würde den Merkmalen der bekanntge­machten Schutzansprüche 4 und 6 bzw. den Merkmalen e) und f) des in der Ver­handlung vom 14. Juni 2007 vor der Gebrauchsmusterabteilung II eingereichten jeweiligen Schutzanspruchs 1 nach den Hilfsanträgen 1 oder 2 entsprechen.





Auch in diesen Maßnahmen wäre aber nichts Schutzfähiges enthalten. Denn, wenn ein elektronisches Datenübermittlungsmedium, wie eine SMS vorgesehen wird, ist es eine kausale Folge davon, dass die jetzt elektronisch vorliegende In­formation nicht in einen gegenständlichen Briefkasten, wie er für eine Postkarte im Hause der Schlüsselzentrale vorgesehen ist, sondern in einen hierfür geeigneten, nämlich elektronischen Briefkasten übermittelbar ist (Merkmal e)). Ebenso ergibt sich als Folge elektronisch vorliegender Daten deren automatische Übermittlung an eine elektronische Datenbank (Merkmal f)).





Damit wäre auch in einem Schutzanspruch 1 der gegenüber dem jeweiligen Schutzanspruch 1 nach Hauptantrag oder Hilfsantrag 1 zusätzlich eines oder beide der Merkmale e) bzw. f) aufweisen würde, etwas Schutzfähiges nicht zu er­kennen. Eine Verteidigung des Schutzrechts mit einem solchen Schutzanspruch 1 hätte daher ebenfalls nicht zum Erfolg geführt.





4. Unteransprüche





Mit dem jeweiligen Schutzanspruch 1 nach Hauptantrag und Hilfsantrag 1 fallen auch die auf ihn jeweils rückbezogenen Unteransprüche. Da nicht teilweise ent­schieden werden kann (BGH - Informationsübermittlungsverfahren II, BlPMZ 2008, S. 12) fallen mit dem jeweiligen Schutzanspruch 1 nach Hauptantrag und Hilfsan­trag auch die auf einen Schlüsselanhänger gerichteten Schutzansprüche 8 bzw. 7. Die jeweils auf diese Schutzansprüche rückbezogenen Unteransprüche teilen de­ren Schicksal.





5. Zur Frage Verfahren oder gedankliche Konzeption





Bei dieser Sachlage kann auch dahingestellt bleiben, ob das Streitgebrauchs­muster ein Verfahren zur Rückgabe eines verlorenen Schlüssels oder als aus­schließlich gedankliche Konzeption anzusehen ist, das bzw. die dem Gebrauchs­musterschutz nicht zugänglich ist, da der Gebrauchsmustergegenstand - wie aus­geführt - auf keinem erfinderischen Schritt beruht.



6. Kostenentscheidung





Die Kostenentscheidung beruht auf § 18 Abs. 2 Satz 2 GebrMG i. V. m. § 84 Abs. 2 Satz 1 und 2 PatG, §§ 91, 97 Abs. 1 ZPO. Dass die Billigkeit eine andere Kostenentscheidung erfordert, ist nicht ersichtlich.
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